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Am 5. Februar 2003 präsentierte der amerikani-
sche Außenminister Colin Powell dem Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen CIA-Bilder aus dem Irak, die 
bezeugen sollten, dass die irakische Regierung weiter-
hin im Besitz von Massenvernichtungswaffen gewesen 
sei.  Aussagen von UNMOVIC, der Überwachungs-, 
Verifikations- und Inspektionskommission der Ver-
einten Nationen, dass es hierfür bisher keine Beweise 
gab, wurden ignoriert. Sechs Wochen später begann 
die ‚Operation Iraqi Freedom‘, der von den USA und 
Großbritannien geführte, völkerrechtswidrige Krieg.

Ähnliches gibt es über Syrien zu berichten, mit dem 
Unterschied, dass hier keine Regierung angebliche 
Beweise erbringt, sondern die OVCW, die Organisa-
tion für das Verbot chemischer Waffen, eine internatio-
nale Einrichtung mit Sitz in Den Haag.

Am 7. April 2018 war Duma, eine Stadt von 100.000 
Menschen unweit von Damaskus gelegen,  angeb-
lich mit chemischen Waffen angegriffen worden. Die 
OVCW entsandte daraufhin ein Team von Wissen-
schaftlern, die in ihrem Untersuchungsbericht zu dem 
Schluss kamen, dass 43 Menschen, die Berichten 
zufolge bei diesem Angriff getötet wurden, wohl nicht 
durch chemische Waffen ihren Tod gefunden hatten. 
Experten des OVCW-Duma-Teams entdeckten, dass 
das OVCW Management  anstelle dieses Berichts einen 
gefälschten Bericht herausgeben wollte, der besagte, 
dass chemische Waffen im Einsatz gewesen seien. 
Diese Täuschung wurde von OVCW Wissenschaftlern 
verhindert. Schließlich  enthielt der Endbericht aber 
trotzdem manipulierte Darstellungen des Angriffs und 
unwissenschaftliche Schlussfolgerungen bezüglich der 
vorgefundenen chemischen Substanzen, der nachge-
wiesenen Toxikologie und der Ballistik. 

Weiterhin berief sich die OVCW auf die Aussagen 
von nur einer der zwei Gruppen von Zeitzeugen, die 
identifiziert worden waren. Dabei handelte es sich um 
eine Gruppe syrischer Flüchtlinge, die mit Hilfe von 
den White Helmets1 in der Türkei befragt worden 

waren. Bei der zweiten Gruppe von Zeugen handelte 
es sich hauptsächlich um medizinisches Personal in 
Damaskus, die angaben, dass sie in dem Krankenhaus 
zu der Zeit arbeiteten, als Opfer des angeblichen Che-
miewaffen-Angriffs medizinische Hilfe suchten. Die 
Aussagen dieser Zeugengruppe deuteten darauf hin, 
dass die Inhalation von Staub und Rauch, nicht aber 
eine chemische Vergiftung, die Ursache des Unwohl-
seins der Patienten gewesen war. Auf diese wichtigen 
Aussagen wurde in dem OVCW-Bericht nicht hinge-
wiesen. Der Bericht über die von den White Helmets 
befragten Zeugen wird in dem OVCW-Bericht hinge-
gen hervorgehoben dargestellt. Diese wiedergegebenen 
Zeugenaussagen wurden ohne Prüfungsmöglichkeiten 
akzeptiert, obwohl die Aussagen oft widersprechend 
waren, besonders auch im Hinblick auf die Frage der 
chemischen Vergiftung. 

Unregelmäßigkeiten und Blockaden

Wegen dieser verschiedenen ernsten Unregelmäßig-
keiten wandten sich mehrere OVCW-Experten   schrift-
lich an den OVCW-General-Direktor (DG) Fernando 
Arias mit dem Ersuchen, dass die offizielle Duma-Dar-
stellung mit dem ursprünglichen OVCW-Duma-Team 
dringend diskutiert werden müsse.  Die Öffentlichkeit 
wurde auf diesen gravierenden Widerspruch aufmerk-
sam, als interne OVCW Dokumente2 bekannt wurden 
und durch Aussagen von OVCW-Wissenschaftlern, die 
zu dem OVCW-Untersuchungsteam gehörten.3 

Die Stimmen, die eine transparente Aufdeckung 
verlangten, mehrten sich. Gefordert wurde, dass alle 
an der Duma-Untersuchung beteiligten OVCW-Wis-
senschaftler vom OVCW-General-Direktor  eingela-
den werden sollten, um in einer gemeinsamen Prüfung 
jeden Verdacht auf Berichtsfälschungen auszuräu-
men. Das geschah nicht, im Gegenteil. Ob im UNO-
Sicherheitsrat, im EU-Parlament oder in Gesprächen 
mit Politikern, wo immer er konnte, unterstrich DG 
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Arias, dass er die Schlussfolgerungen des (manipulier-
ten) Duma-Berichts voll unterstütze.4 Westliche Regie-
rungen, besonders die von den  Vereinigten Staaten, 
Großbritannien und Frankreich, die am 18. April 2018 
die Luftangriffe gegen Syrien durchgeführt hatten, 
beteuerten im UNO-Sicherheitsrat und in öffentlichen 
Stellungsnahmen, dass sie von der professionellen 
Glaubwürdigkeit der OVCW und ihres General-Direk-
tors voll überzeugt seien. Diese Angriffe hatten sie als 
Bestrafung für den angeblichen Einsatz Syriens von 
chemischen Waffen in Duma deklariert. Unerwähnt 
blieb allerdings die Tatsache, dass die Luftangriffe vor 
(!) der OVCW-Untersuchung stattgefunden hatten.

Jeder Versuch von Wissenschaftlern und Kennern 
des Mittleren Ostens, die Erkenntnisse über mögliche 
(Ver-)Fälschungen der OVCW-Berichte innerhalb der 
OVCW zu diskutieren, wurde vom OVCW-Manage-
ment und von westlichen Regierungen boykottiert. 
Auch im Rahmen der regelmäßigen Syrien-Aus-
sprachen im UN-Sicherheitsrat war eine Diskussion 
darüber nicht möglich. Überraschend war das nicht, 
schließlich sollte verhindert werden, dass die Berech-
tigung der Luftangriffe auf Duma öffentlich in Frage 
gestellt werden könnte. Die Tatsache, dass solche Luft-
angriffe völkerrechtswidrig waren, spielte ohnehin  
kaum eine Rolle. 

Selbst die Teilnahme des ehemaligen DG der 
OVCW, Botschafter José Bustani, an einer Sitzung 
des UN-Sicherheitsrates wurde auf Druck westli-
cher Sicherheitsratsmitglieder verhindert, obwohl er 
zu einer Stellungnahme eingeladen worden war. Die 
Weigerung wurde damit begründet, „Bustani hätte 
die Organisation zehn Jahre vor Duma verlassen und 
könnte daher keinen Diskussionsbeitrag leisten“.4 In 
seiner Stellungnahme, die schließlich vom Botschafter 
der Russischen Föderation Vassily Nebenzia vorgetra-
gen wurde, sprach Bustani u.a. über die Unabhängig-
keit, Unparteilichkeit und Professionalität der OVCW 
und über den Druck, der von ‚einigen‘ Mitgliedsstaaten 
auf die Organisation ausgeübt wurde.5

Die BerlinGroup21 wird aktiv

Auf Grund der beschriebenen Ereignisse um Duma 
bildete sich Ende 2020 die ‚BerlinGroup21‘ (BG21). 
Dabei handelt es sich um eine kleine Gruppe von Per-
sonen, die das Ziel verfolgt, die Öffentlichkeit über 
die Kontroverse um den angeblichen Einsatz von Che-
miewaffen in Duma6 weiter zu informieren. BG21 
veröffentlichte im März 2021 eine ‚Erklärung der 
Besorgnis‘ (Statement of Concern), die von 28 inter-
national respektierten Personen unterschrieben und 
veröffentlicht wurde. Zu den Unterzeichnern gehören 
u.a. vier leitende OVCW Mitarbeiter sowie der ehe-

malige OVCW-Generaldirektor Botschafter Bustani, 
Lord West, Erster See Lord und Stabschef der briti-
schen Marine a.D., und andere Personen mit langjähri-
gen juristischen, militärischen, nachrichtendienstlichen 
und diplomatischen Erfahrungen.7 

Diese Erklärung weist hin auf die ernsthaften wis-
senschaftlichen Unregelmäßigkeiten und inhaltlichen 
Auslassungen in den herausgegebenen OVCW-Duma-
Berichten, fordert Transparenz, die Anhörung von 
OVCW-Inspektoren und die Rechenschaftspflicht aller 
Beteiligten. Gewarnt wird vor einer Diskreditierung 
der Organisation, sollte keine Anhörung stattfinden. 
Hingewiesen wurde auch darauf, dass die OVCW-
Handhabung der Duma-Untersuchung, die Verlässlich-
keit anderer OVCW-Berichte über Syrien in Frage 
stellen könnte. Zum Beispiel die Untersuchung über 
den Angriff von 2017 in Khan Shaykhun. 

Die Erklärung wurde von der BG21 an alle 193 
UNO- und OVCW-Mitgliedsstaaten, die Präsidenten 
der UNO-Generalversammlung, des UNO-Sicher-
heitsrates sowie des Menschenrechtsrates geschickt. 
Generalsekretär António Guterres, die Hochkommis-
sarin für Menschenrechte Michelle Bachelet und der 
Vorsitzende der UNO-Kommission für Syrien, Paolo 
Sergio Pinheiro, wurden ebenfalls unterrichtet und alle 
wurden um eine Stellungnahme gebeten. OVCW-DG 
Arias wurde brieflich in Kenntnis gesetzt. 

UNO und OVCW schweigen

Die Reaktion der kontaktierten multilateralen Ein-
richtungen kann nur als erschütternd bezeichnet werden. 
Alle ‚politischen‘ Teile der UNO, d.h. die Generalver-
sammlung und der Sicherheitsrat in New York sowie der 
Menschenrechtsrat in Genf, reagierten überhaupt nicht. 
Beamte, als Vertreter der ‚operationalen‘ UNO, d.h. 
der Generalsekretär, die Hochkommissarin für Men-
schenrechte und die Unter-Generalsekretärin für Abrü-
stungsfragen, reagierten ebenfalls nicht. Nur der Leiter 
der UN-Syrien-Untersuchungskommission bestätigte 
den Empfang mit einem kurzen Hinweis, dass Duma 
nicht zu den von der Kommission untersuchten Orten 
gehörte. Der General-Direktor der OVCW bezeugte 
den Empfang der Erklärung damit, dass er das Schrei-
ben ungeöffnet (!) an die BG21 zurücksandte.

Stellung zu nehmen in einer Auseinandersetzung 
darüber, ob der OVCW-Auftrag zur Untersuchung 
eines möglichen Einsatzes von Chemiewaffen in Duma 
möglicherweise verletzt wurde, ist fraglos eine schwere 
Aufgabe für den Verwaltungsrat der Organisation. 
Aber auch für die Vereinten Nationen, besonders für 
Führungspersonen der UNO, wie Guterres, Bachelet, 
Pinheiro und Nakamitsu ist es eine Herausforderung, 
zumal es zu deren Grundverantwortung gehört, sich für 
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Frieden und Sicherheit einzusetzen. Dazu gehört auch 
das Thema Massenvernichtungswaffen und damit auch 
das Geschehen in Duma. Die Öffentlichkeit erwar-
tet von solchen Führungspersonen die Bereitschaft, 
Unrecht aufzudecken und dazu beizutragen, dass wis-
senschaftliche Erkenntnisse entpolitisiert werden. Ein-
richtungen der Vereinten Nationen, die mit Abrüstung, 
Mediation und dem Schutz der Bevölkerung zu tun 
haben, verlieren ihre Daseinsberechtigung, wenn sie 
diese Grundverpflichtungen nicht ernst nehmen. 

Die Bedeutung verfälschter OVCW-Duma-Berichte, 
die westliche militärische Angriffe in Syrien legitimie-
ren sollen, wiegt noch schwerer, wenn die Informatio-
nen zu Duma in einem größeren historischen Kontext 
beurteilt werden. Im Rahmen dieses Beitrags möge das 
Beispiel des Nachbarlandes Irak genügen, um deutlich 
zu machen, welche Gefahren für Menschen, Organi-
sationen und auch für das internationale Recht entste-
hen, wenn das ‚Große Spiel‘ systematisch mit falschen 
Karten gespielt wird. 

Erinnerungen an den Irak

In den späten 1990iger Jahren wurde im UNO-
Sicherheitsrat intensiv diskutiert, ob die Regierung von 
Saddam Hussein ihre Abrüstungsbedingungen erfüllt 
hatte oder nicht. Die einen meinten, der Irak sei abge-
rüstet, andere, zu denen Scott Ritter gehörte – in der 
Zeit einer der führenden UNO-Abrüstungsexperten – 
sagten, dass der Irak, wenn nicht quantitativ so doch 
qualitativ abgerüstet war und damit keine Gefahr mehr 
darstellen konnte. Nachdem das gesamte UNO Abrü-
stungsteam am 16. Dezember 1998 aus Bagdad eva-
kuiert worden war und das Büro von UNSCOM mit 
seinen chemischen und biologischen Labors geschlos-
sen wurde, begann  die ‚Operation Desert Fox‘, die vier 
Nächte dauernde völkerrechtswidrige Bombardierung 
von Bagdad durch die amerikanische Luftwaffe. Was-
hington hatte zuvor den damaligen UNO-Generalse-
kretär Kofi Annan kurzfristig über diesen militärischen 
Einsatz informiert. Gleichzeitig hatte dieser die poli-
tisch richtige Entscheidung getroffen, UN-Mitarbeiter 
nach Jordanien zu  evakuieren, aber gleichzeitig ein 
Team von 28 internationalen UNO-Mitarbeitern des 
humanitären Öl-für-Nahrungsmittel-Programms im 
Irak zu belassen.

Dieser Hinweis ist relevant, weil in den folgenden 
Monaten die Sorge der UNO-Mitarbeiter in Bagdad 
zunahm, ob möglicherweise von den Substanzen, die 
in den geschlossenen UNO-Abrüstungslabors gela-
gert waren, Gefahren ausgehen könnten. Das traf vor 
allem auf die irakischen UNO-Mitarbeiter zu, die 
mehr wussten als ihre ausländischen Kollegen, da sie 
zweifelsohne mit dem irakischen Geheimdienst, dem 

Muhaberat, in Kontakt standen.8 Nach langwierigen 
Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Abtei-
lungen der Vereinten Nationen in New York entschied 
Kofi Annan im Juni 1999, der OVCW den Auftrag zu 
geben, eine Untersuchungskommission nach Bagdad 
zu schicken. Sie hatte den Auftrag, die  toxischen 
Substanzen der chemischen und biologischen Abrü-
stungslabors zu zerstören. Die Untersuchungskommis-
sion sollte alle Räume der UNO-Abrüstungsbehörde 
in Bagdad untersuchen, mit Ausnahme der Zimmer 
252 und 253A,  „da in diesen Räumen Dinge gelagert 
waren, die einer ausländischen Regierung gehörten“! 

Es war kein Geheimnis, dass damit die amerikani-
sche Regierung gemeint war. Diese Einschränkung 
bedeutete, dass UNO-Mitarbeiter amerikanischer 
Nationalität über einen privilegierten Sonderstatus im 
UNO-Gebäude in Bagdad verfügten. Und das, obwohl 
genau im UNO-Gebäude die Abrüstungsuntersuchun-
gen unparteilich und mit äußerster wissenschaftlicher 
Sorgfalt durchgeführt werden sollten. Was für ein 
Missbrauch einer internationalen Einrichtung!

Man muss sich auch fragen, warum die Vereinten 
Nationen der OVCW mit dem einzigen Auftrag Sub-
stanzen zu zerstören, einen so engen Bezugsrahmen für 
ihre Irak-Mission gegeben haben? War  dieser Rahmen 
gedankenlos oder bewusst gewählt worden? Warum 
war die UNO nicht daran interessiert, den Ursprung der 
in den Laboratorien gelagerten Substanzen zu ergrün-
den? Dr. Amer al-Sa’adi, ein erfahrener irakischer 
Wissenschaftler, der nicht der Baath-Partei der Regie-
rung angehörte, wollte von der OVCW-Kommission 
genau dies wissen. Als Vertreter des irakischen Vertei-
digungsministeriums traf Al-Sa’adi die vier OVCW-
Wissenschaftler, drei Chemieexperten und einen 
Biologie-Experten,  im  UNO Gebäude in Bagdad. 
Als er hörte, dass die Experten nur gekommen waren, 
um vorgefundene Substanzen zu zerstören, sagte er: 
„Damit nehmen Sie dem Irak die letzte Möglichkeit 
zu beweisen, dass das VX nicht aus irakischem Besitz, 
sondern von außen eingeführt worden ist!“9 Bis heute 
ist diese Frage nicht geklärt. Diese wichtige Begeben-
heit passt wie ein Backstein in das Irak-Gebäude, das 
die US-Regierung der damaligen Zeit versuchte mit 
wiederholten Falschinformationen und Destabilisie-
rung aufzubauen. 

Primäres Ziel dabei war ein Regimewechsel 
(regime change), um das Land von seinem Diktator 
zu befreien.10 Weltweit bekannt sind die vorgetäusch-
ten ‚Beweise‘, die Außenminister Colin Powell am 5. 
Februar 2003 dem UNO Sicherheitsrat vorlegte. Er 
beharrte darauf, dass der Irak weiterhin im Besitz von 
Massenvernichtungswaffen sei, die es aber gar nicht 
gab. Weniger bekannt ist ein amerikanischer Luftan-
griff vom April 1999 nördlich von Mosul, bei dem laut 
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einer Presseerklärung irakische ‚Radar- und Artillerie-
anlagen‘ angeblich zerstört worden waren. Tatsächlich 
verloren bei diesem Angriff sechs Schäfer und ihre 
Herde von 101 Schafen ihre Leben.11 

BG21 fordert Aufklärung statt Einschüchterung

Was hat all dies mit OVCW und Duma zu tun? 
Zunächst einmal hat es nichts mit einer Verteidigung 
der gegenwärtigen syrischen Regierung von Bashar al-
Assad zu tun oder der damaligen irakischen Regierung 
von Saddam Hussein. Bei den Bemühungen der Ber-
linGroup21 geht es ausschließlich darum, die Wahr-
heit, die wissenschaftliche Arbeit, das internationale 
Recht und die Integrität der OVCW und der Verein-
ten Nationen zu schützen. Nur aus diesen Gründen hat 
die BG21 Zeit und Energie aufgewandt, um auf die 
Strategie westlicher, besonders amerikanischer Politik 
hinsichtlich der Diktaturen in Syrien und vormals im 
Irak hinzuweisen. Dazu gehörten im Irak und gehören 
in Syrien neben der Manipulation von Fakten andere 
‚Zutaten‘ wie die folgenden: 

•	 einzelne Experten und Gruppen werden daran 
gehindert, in internationalen und nationalen 
Gremien zu sprechen und Falschinformationen 
zu berichtigen; 

•	 Einrichtungen, wie der OVCW und der UNO, 
wird mit Beitragskürzungen gedroht;12

•	 Computer werden gehackt, um den Austausch 
von kritischen Informationen zu behindern; 

•	 Sabotagen und Operationen unter falscher 
Flagge werden durchgeführt; 

•	 Nationale Minderheiten und oppositionelle 
Gruppen werden verdeckt finanziell unterstützt; 

•	 Beamte der OVCW und der UNO werden 
bedroht.13

BG21 ist sich voll bewusst, dass diese Aussage von 
mancher Seite mit harten Worten und Häme zurückge-
wiesen wird. Allen, die sich dafür einsetzen, die Wahr-
heit über das Geschehen in Duma ans Licht zu bringen, 
wird Inkompetenz, Naivität und Bestechlichkeit vor-
geworfen und dass sie Handlanger seien. Das wird 
allerdings die international respektierten Persönlich-
keiten, die  die „Erklärung der Besorgnis“ unterzeich-
net haben, nicht davon abhalten, auf ihren berechtigten 
Forderungen zu bestehen.14 Abgeordnete eines Par-
laments in Europa haben einen Bericht über Duma 
angefordert. Dieser ist von der BG21 im Entwurf fer-
tiggestellt worden und wird in Kürze diesem Parlament 
vorgelegt werden. Dieser umfassende und analytische 
Bericht, der auf authentischen Dokumenten beruht, die 
im Besitz der Öffentlichkeit sind, stellt detailliert dar, 
wie Beweise unterdrückt wurden, wissenschaftlicher 
Betrug  und Regelwidrigkeit stattfanden. 

Es ist zu hoffen, dass das OVCW-Management den 
Bericht der BerlinGroup21 ernsthaft in Betracht zieht, 
indem es einer transparenten und inklusiven Beteili-
gung aller Inspektoren, die an der Duma- Untersuchung 
teilgenommen haben, zustimmt, um den veröffentlich-
ten OVCW-Bericht neu beurteilen zu können.
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